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»Im Vergleich zu vielen 
anderen Ländern, selbst 
Industriestaaten, kann 
sich unser Sozialstaat 
sicher sehen lassen.«

Annelie Buntenbach, Mitglied 
des geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstands,  
www.seniorenbedarf.info,  
abgerufen am 22. Dezember 2017

Die Finanzierung des deutschen So-
zialstaats kostet inzwischen mehr als 
1 Bio. € im Jahr (1.004 Mrd. € im Jahr 

2017 nach der Schätzung des BMAS, 2017a).

Im internationalen Vergleich ist der deutsche 
Sozialstaat besonders teuer: Das Verhältnis 
von Sozialleistungen zum Bruttoinlandspro-
dukt, die sog. Sozialleistungsquote, liegt in 
Deutschland bei knapp 30 % (29,8 % im Jahr 
2017 nach der Schätzung im Sozialbericht 2017 
der Bundesregierung). Die deutsche Sozial
leistungsquote liegt oberhalb des OECD- und 
des EU-Durchschnittswerts.

Deutschland hat rund 1 % der Weltbevölkerung, 
gewährt aber rund 8 % aller weltweit gezahlten 
Sozialleistungen (Bertelsmann Stiftung, 2015, 
Eurostat, 2017; eigene Berechnungen).

Der deutsche Sozialstaat ist in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten immer weiter 
gewachsen: 

Der DEUTSCHE SOZIALSTAAT ist gut 
ausgestattet und WÄCHST WEITER

FAKT

Deutschland hat rund 1 % der 
Weltbevölkerung, gewährt 
aber rund 8 % aller weltweit 
gezahlten Sozialleistungen. 
 
Bertelsmann Stiftung, 2015, Eurostat, 2017; 
eigene Berechnungen

Die Sozialleistungsquote ist in den letzten 
Jahren stetig angestiegen und liegt derzeit 
(2017) mit dem von der Bundesregierung er-
warteten Wert von 29,8 % im Bereich ihres 
historischen Höchststands: Soweit für die 
Vergangenheit vergleichbare Werte vorliegen, 
lag die Sozialleistungsquote nur 2009 in der 
Finanzkrise höher als aktuell. 

Allein in der abgelaufenen Legislaturperi-
ode (2013–2017) haben die jährlichen So-
zialausgaben um 142,1 Mrd. € bzw. mehr als 
ein Sechstel (17,3 %) zugenommen (BMAS, 
2017a). Selbst unter Berücksichtigung der 
zwischenzeitlichen Preissteigerungsrate von 
insgesamt rund 3 % hat sich damit der stän-
dige Ausbau des Sozialstaats in den letzten 
Jahren kräftig fortgesetzt.

Diese Entwicklung ist auch deshalb bemer
kenswert, weil die deutlich gesunkene 
Arbeitslosigkeit einen geringeren Bedarf an 
Sozialleistungen nahelegt.
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Dem deutschen Sozialstaat gelingt es, 
alle wesentlichen Ziele einer guten so-
zialen Absicherung zu erreichen.

Alle Bürger haben in Deutschland Anspruch 
auf eine qualitativ hochwertige Versorgung 
im Krankheits- und Pflegefall. Es besteht freie 
Arztwahl, die Wartezeiten und der Zugang zu 
neuen Medikamenten sind kurz und die Ver-
sorgung ist auch in der Fläche gewährleistet. 
Die Eigenbeteiligungen sind im internatio
nalen Vergleich gering (OECD, 2017c).

Mit der Pflegeversicherung gehört Deutsch
land zu den wenigen Staaten weltweit, die 
im Pflegefall einkommensunabhängig eine 
Absicherung gewährleisten.

HOHES soziales SCHUTZNIVEAU 
in Deutschland

Die steuerfinanzierte Grundsicherung sichert 
allen Bürgern ein ausreichendes Transfer
einkommen und bewahrt sie damit vor abso-
luter Armut.

Sogenannte relative Armut, d. h. geringes 
Einkommen im Verhältnis zur Gesamtbevölk-
erung, ist in Deutschland besonders selten 
(8 %, zum Vergleich: EU-28 10 %, OECD 11 %; 
OECD, 2016).

Der deutsche Sozialstaat sorgt in Verbindung 
mit dem Steuersystem für eine hohe Einkom-
mensumverteilung, die zu besonders geringen 
Einkommensunterschieden führt: Von allen 
großen Wirtschaftsnationen (G20-Staaten) hat 
Deutschland die ausgeglichensten Einkom-
mensverhältnisse (Heinrich Böll Stiftung, 2017).
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Nach wie vor tragen die Arbeitgeber am meisten zum deutschen Sozialstaat bei. Nach dem 
Sozialbericht der Bundesregierung brachten sie zuletzt (2016) 330 Mrd. € zur Finanzierung 
der Sozialleistungen auf. Der Finanzierungsanteil der Arbeitgeber an allen Sozialleistungen 

lag mit 34,1 % etwas höher als der des Staats (33,7 %) und deutlich höher als der Anteil der Arbeit
nehmer (23 %). 

Selbst wenn man berücksichtigt, dass nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch Selbstständige und 
Rentner Sozialbeiträge zahlen und teilweise Eigenbeteiligungen zu erbringen sind, bleibt der 
Finanzierungsanteil der Arbeitgeber (34,1 %) größer als der Anteil der Versicherten (30,6 %). 

Manchmal übersehen wird, dass mehrere Sozialleistungen ausschließlich oder überwiegend von 
den Arbeitgebern finanziert werden.

ARBEITGEBER tragen am meisten  
zur FINANZIERUNG des deutschen  
Sozialstaats bei

Beispiele ausschließlich oder vorrangig arbeitgeberfinanzierter 
Sozialleistungen bzw. Sozialbeiträge:

GESAMTKOSTEN FINANZIERUNGS­
ANTEIL ARBEIT­
GEBER

FINANZIERUNGS­
AUFWAND ARBEIT­
GEBER

Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall  
und bei Mutterschaft

43,3 Mrd. € zzgl. 
rund 8 Mrd. € 
darauf entfal
lender Sozial
versicherungs- 
beiträge

100 % 42,2 Mrd. € zzgl. 
rund 8 Mrd. € 
darauf entfal
lender Sozial
versicherungs- 
beiträge

Betriebliche 
Altersvorsorge

35,2 Mrd. € 84 % 29,8 Mrd. €

Gesetzliche 
Unfallversicherung

14,3 Mrd. € 80 % 11,5 Mrd. €

Renten- und Kranken-
versicherungsbeiträge  
für Minijobs

3,6 Mrd. €
3,0 Mrd. €

100 %

Insolvenzgeld 0,6 Mrd. € 100 % 0,6 Mrd. €

Angaben für 2016, Quellen: BMAS, 2017a, GKV-Schätzerkreis, 2017
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ARBEITGEBER TRAGEN GRÖßTE KOSTENLAST
Finanzierungsanteile an den Sozialleistungen 2016  
(Sozialbericht 2017), Angaben in %

Quelle: BMAS, 2017a

Arbeitgeber
34,1

Zuschüsse des Staats
33,7

Arbeitnehmer
23,0

Sonstige Beitragszahler
3,7

Eigenbeteiligungen
3,8 Sonstige Einnahmen

1,7
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Der weit überwiegende Teil des deut-
schen Sozialstaats wird über lohn
bezogene Sozialbeiträge finanziert. 

Der Finanzierungsanteil des Staats liegt 
dagegen in Deutschland  – wie die Bundes-
regierung in ihrem Sozialbericht 2017 selbst 
feststellt  – „deutlich unter dem der anderen 
europäischen Länder“.

Die vorrangige Finanzierung des deutschen 
Sozialstaats über Löhne und Gehälter trägt 
maßgeblich dazu bei, dass der Faktor Arbeit 
in Deutschland so hoch mit Abgaben be-
lastet wird wie in kaum einem anderen Land. 
Die Höhe des sog. Abgabenkeils zwischen 
Arbeitskosten und Nettolöhnen betrug nach 
OECD-Angaben (OECD, 2017a) im Jahr 2016 
in Deutschland für einen alleinstehenden 
Durchschnittsverdiener ohne Kinder 49,4 % 
(OECD-Durchschnitt 36 %). Nur in Belgien 
war der Abgabenkeil noch größer. Auch bei 
Familienhaushalten werden die Löhne und 
Gehälter überdurchschnittlich stark mit Ab-
gaben belastet. Bei einem verheirateten 
Durchschnittsverdiener mit zwei Kindern 
betrug der Abgabenkeil 34 % (OECD-Durch-
schnitt: 26,6 %). 

Deutschland hat besonders HOHE SOZIAL­
ABGABEN auf LÖHNE und GEHÄLTER

Verantwortlich für den sehr breiten Abgab-
enkeil in Deutschland sind vor allem die ho-
hen Sozialversicherungsbeiträge, die beim 
ledigen Durchschnittsverdiener etwa 70 % 
des Abstands zwischen Bruttoarbeitskosten 
und Nettoarbeitsentgelt ausmachen. Während 
im OECD-Durchschnitt die Sozialbeiträge 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern nur 
22,6 % der Arbeitskosten betragen, sind es 
in Deutschland 35,5 %. Deutschland belastet 
Löhne und Gehälter damit mehr als die Hälfte 
stärker mit Sozialabgaben als die anderen 
OECD-Länder.

Noch höher ist die sog. Grenzabgabenbelas-
tung bei Löhnen und Gehältern. Sie beträgt 
bei einem alleinstehenden Durchschnittsver-
diener ohne Kinder 60,1 %, d. h., von jedem 
zusätzlichen Euro, den ein Arbeitgeber für 
einen Beschäftigten aufwendet, kommen bei 
diesem als Nettoverdienst nur weniger als 
40 Cent an. Auch bei den Grenzabgaben weist 
nur Belgien eine noch höhere Belastung von 
Löhnen und Gehältern auf. Im OECD-Durch-
schnitt kommen dagegen bei Beschäftigten 
(alleinstehende Durchschnittsverdiener ohne 
Kinder) 64,4 Cent von jedem zusätzlich vom 
Arbeitgeber aufgebrachten Euro als Nettover-
dienst an. Das ist über die Hälfte mehr als bei 
Beschäftigten in Deutschland.

→ Fortsetzung
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DEUTSCHLAND BELEGT EINEN SPITZENPLATZ  
BEI DER BELASTUNG DES FAKTORS ARBEIT
Abgabenquote eines alleinstehenden Durchschnittsverdieners,  
in % der Arbeitskosten

Quelle: OECD, 2017a
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VON DEN ARBEITSKOSTEN KOMMT OFT NUR DIE HÄLFTE  
BEI DEN BESCHÄFTIGTEN NETTO AN
Die Berechnungen beziehen sich auf Deutschland und das Jahr 2016.  
Angaben in €. Gerundete und vorläufige Werte.

HAUSHALTSTYP 1)

DURCHSCHNITTS­
VERDIENER
(ALLEINSTEHEND)

DURCHSCHNITTS­
FAMILIE
(VERHEIRATETE)

Zahl der Kinder (absolut) 0 2

Arbeitskosten 57.048 57.048

Sozialversicherungsbeiträge
des Arbeitgebers 2)

9.239 9.239

Bruttolohn 47.809 47.809

Sozialversicherungsbeiträge
des Arbeitnehmers 3)

9.884 9.765

Lohnsteuer 4) 9.067 414

Nettolohn 28.848 37.630

Abgabenkeil (in %) 5)

Grenzbelastung (in Cent) 6)

49,4 

60,1

34,0

52,3

1) 	In Relation zum Jahresdurchschnittslohn von Arbeitnehmern in der Industrie (100 % = 47.809 €).  
Bei Verheirateten wird das Partnereinkommen mit in die Berechnungen einbezogen.

2)	 Zur Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.
3)	 Zur Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Bei Kinderlosen inklusive Sonderbeitrag 

zur Pflegeversicherung (0,25 %).
4)	 Inklusive Solidaritätszuschlag, ohne Kirchensteuer. Negative Werte resultieren aus der Berücksichtigung 

des Kindergelds.
5)	 Abgabenkeil = Summe der Sozialversicherungsbeiträge von Arbeitgeber und Arbeitnehmer zzgl. der Lohnsteuer  

in Relation zu den Arbeitskosten des Arbeitgebers.
6)	 Grenzbelastung = Eine Zunahme der Arbeitskosten um 1 € bewirkt, dass die Sozialversicherungsbeiträge des 

Arbeitgebers und des Arbeitnehmers zzgl. der Lohnsteuer des Arbeitnehmers in der Summe um den angegebenen 
Cent-Betrag steigen. Ihr Umfang wird u. a. von den Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung beeinflusst 
(Kranken- und Pflegeversicherung: 52.200 €, Renten- und Arbeitslosenversicherung: 74.400 €).

Quelle: OECD, 2017a, eigene Zusammenstellung und Darstellung

→ Fortsetzung
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Ohne Reformen deutlich  
HÖHERE SOZIALBEITRÄGE

Die Beitragssätze in der Sozialversiche-
rung sind in den letzten Jahren ver-
gleichsweise konstant geblieben. Zwar 

wurden insbesondere in der abgelaufenen 
Legislaturperiode in der Renten-, Kranken- 
und Pflegeversicherung milliardenschwere 
Mehrausgaben beschlossen. Allein wegen 
der gestiegenen Beschäftigung hat sich dies 
nur begrenzt bei den Beitragssätzen bemerk-
bar gemacht.

Auch ohne weitere gesetzliche Leistungs
ausweitungen drohen jedoch für die Zukunft – 
insbesondere aufgrund der demografischen 
Entwicklung – deutliche Beitragssatzsteige-
rungen. Eine Studie der Prognos AG vom Juni 
2017 zeigt dies sehr deutlich. Schon auf der 
Basis des geltenden Rechts ist danach bis 
zum Jahr 2040 mit einem Anstieg des Ge-
samtbeitragssatzes in der Sozialversicherung 
von heute 39,95 % auf 48,8 % zu Lasten von 
Arbeitgebern und Versicherten zu rechnen 
(Prognos AG, 2017).

Einen noch kräftigeren Beitragssatzanstieg 
erwartet der wissenschaftliche Beirat des 
Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi-Bei-
rat, 2016). Nach seinen Berechnungen stei-
gen die Beitragssätze bis 2040 in der gesetz-
lichen Rentenversicherung (von 18,7 % auf 
23,5 %), der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (von 15,7 % auf 24,5 %) und der sozialen 
Pflegeversicherung (von 2,55 % auf 4 %). Nur 
in der Arbeitslosenversicherung ist mit einer 
Absenkung zu rechnen (von 3 % auf 2 %). 
Danach würde der Gesamtbeitragssatz in der 
Sozialversicherung von heute rund 40 % auf 
54 % im Jahr 2040 steigen.

Sollten dennoch zusätzliche Leistungsaus-
weitungen beschlossen werden (z. B. höhere 
Rentensteigerungen oder zusätzliche Pflege
leistungen) oder die Gesundheits- und Pflege
ausgaben durch den medizinisch-techni-
schen Fortschritt und die Demografie stärker 
als in der Vergangenheit zunehmen, würde 
sich sogar eine noch höhere Beitragsbelas-
tung ergeben.

→ Fortsetzung
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Quelle: Prognos AG, 2017
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23,8

18,9

4,0
2,1

2040

BEITRAGSBELASTUNG WIRD IMMER GRÖßER
Beitragssätze der Sozialversicherungen 2017 bis 2040,  
in %, bei derzeit geltendem Recht

→ Fortsetzung
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Höhere Sozialbeiträge führen zu  
WENIGER ARBEITSPLÄTZEN

Steigende Sozialversicherungsbeiträ-
ge gehen zu Lasten von Wachstum 
und Beschäftigung. Mit einem Anstieg 

der Sozialversicherungsbeiträge wird für 
die Betriebe der Faktor Arbeit immer teurer. 
Der damit einhergehende Verlust an Wett-
bewerbsfähigkeit kostet langfristig viele 
Arbeitsplätze.

Der enge Zusammenhang zwischen der So-
zialbeitragsbelastung von Löhnen und Ge-
hältern einerseits und Wachstum und Be-
schäftigung andererseits ist bereits durch 
viele Studien ganz unterschiedlicher Orga-
nisationen untersucht und bewiesen wor-
den. Er wird durch eine aktuelle Studie der 
Prognos  AG vom Juni 2017 erneut bestätigt 
(Prognos  AG, 2017). Danach führt jeder zu-
sätzliche Beitragssatzpunkt, der über den 
ohnehin zu erwartenden Beitragssatzanstieg 
hinausgeht, bis 2040 zu einem Verlust von 
90.000 Arbeitsplätzen. 

Würde es hingegen gelingen, die Sozial
beitragsbelastung bis 2040 auf dem aktu-
ellen Niveau zu halten, ist mit rund 400.000 
Arbeitsplätzen mehr als sonst zu rechnen. 

→ Fortsetzung

ZERRBILD

»Die Lohnnebenkosten  
als eine Gefährdung  
des Wettbewerbs sind  
ein Mythos.«
 
Harald Weinberg, MdB, DIE LINKE, 
www.harald-weinberg.de, 
abgerufen am 22. Dezember 2017
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→ Fortsetzung

Auch die in der Politik diskutierte Rückkehr 
zum paritätischen Beitragssatz in der ge-
setzlichen Krankenversicherung hätte nega-
tive Folgen auf die Beschäftigung. Bis 2040 
würden nach den Berechnungen der Prog-
nos AG – bei sonst unveränderter Gesetzes-
lage – durch eine Rückkehr zum paritätischen 
Beitragssatz rund 130.000 Arbeitsplätze ent-

fallen. Bei zusätzlicher Kostendynamik im 
Gesundheitswesen fiele der Beschäftigungs-
verlust sogar noch deutlich höher aus. Eine 
aktuelle Berechnung des IW Köln kommt so-
gar zu noch nachteiligeren Auswirkungen ei-
ner Rückkehr zum paritätischen Beitragssatz 
(siehe Grafik). 

Gesetzliche Krankenversicherung: Rückkehr zum paritätischen Beitragssatz 
führt zu weniger Wohlstand

Einige Parteien fordern, den Zusatzbeitrag für Arbeitnehmer abzuschaffen und wieder zur 
paritätischen Beitragsfinanzierung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zurückzukehren.

Bruttoinlandsprodukt –0,4 %

Erwerbslosenquote +0,8 Prozentpunkte

Privater Verbrauch +0,5 %

Verbraucherpreise +3,6 %

Exporte –1,2 %

Leistungsbilanzsaldo –0,7 Prozentpunkte

Bruttoinlandsprodukt, privater Verbrauch, Exporte: preisbereinigt
Ursprungsdaten: Oxford Economics

Quelle: IW Köln, 2017

Das sind die wirtschaft-
lichen Folgen nach zehn 
Jahren, wenn zum paritä-
tischen Beitragssatz 
zurückgekehrt wird.
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Je höher die Beiträge, desto weniger Beschäftigung

BEITRAGSSATZ 2040 ZAHL DER  
ERWERBSTÄTIGEN

BESCHÄFTIGUNGS­
VERLUST GEGENÜBER 
KONSTANTEM 
BEITRAGSSATZ

Beitragssatz bleibt 
konstant bei 40 %
(erreicht durch zusätz­
liche Steuerfinanzierung) 

40,4 Mio.

Beitragssatz steigt  
auf 48,8 %
(notwendiger Beitrags­
satz bei Fortgeltung des  
geltenden Rechts)

40,0 Mio. –416.000 

Beitragssatz steigt  
auf 55,5 % 
(notwendiger Beitrags­
satz bei höherem An­
stieg der Leistungen 1)

39,4 Mio. –1.120.000

1) 	Unterstellt wurde die Festschreibung des Rentenniveaus auf 48 % und dass die jährliche Wachstumsrate 
der Gesundheitsausgaben je Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung um 1,3 Prozentpunkte 
über der des realen Bruttoinlandsprodukts je Einwohner liegt.

Quelle: Prognos AG, 2017

13BDA



Zu Recht weist die Bundesregierung in 
ihrem Alterssicherungsbericht 2016 
darauf hin, dass „die heutige Rentner-

generation … überwiegend gut versorgt“ ist. 
Nach diesem Bericht betrug in Deutschland 
das durchschnittliche monatliche Nettoein-
kommen von Personen ab 65 Jahren im Jahr 
2015 bei Ehepaaren 2.543 €, bei alleinstehen-
den Männern 1.614 € und bei alleinstehenden 
Frauen 1.420 €. 

Das äquivalenzgewichtete Haushaltsnetto-
einkommen, mit dem die unterschiedlichen 
Haushaltsgrößen vergleichbar gemacht wer-
den, beträgt nach dem Alterssicherungs-
bericht bei Personen ab 65 Jahren 1.597 €. 
Dieses Haushaltseinkommen liegt deut-
lich über der Armutsgefährdungsgrenze 

(1.033 €) und ist mehr als doppelt so hoch 
wie die Einkommensgrenze, ab der sog. 
relative Armut besteht (689 €). Im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung (1.958 €) liegt das 
Haushaltsnettoeinkommen bei Personen ab 
65 Jahren bei 82 %.

Altersarmut ist in Deutschland erfreulicher-
weise selten. Ende 2015 waren nur rund 3 % 
der über 65-Jährigen auf ergänzende Leis-
tungen der Grundsicherung angewiesen. 
Über alle Altersgruppen hinweg waren da-
gegen zum gleichen Zeitpunkt 9,7 % der Be-
völkerung auf Mindestsicherung angewiesen 
(Statistisches Bundesamt, 2016). 

Für die Einkommenssituation der Rentner-
haushalte spielen die private und betriebliche 
Altersvorsorge eine immer stärkere Rolle. 
Daher darf bei einer Analyse der Einkom-
menssituation von Rentnerhaushalten nicht 
alleine auf den Zahlbetrag der gesetzlichen 
Rente geschaut werden. Die Vernachlässi-
gung von anderen Einkommensquellen führt 
zu einer systematischen Überschätzung von 
Altersarmut. Viele Rentner haben nur wenige 
Jahre in die gesetzliche Rentenversicherung 
eingezahlt und beziehen daher kleine Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
aber haben z. B. als Selbstständige, Beamte 
oder von der Rentenversicherungspflicht 
Befreite auf andere Weise hohe Altersversor-
gungsansprüche erworben.

Hohes SICHERUNGSNIVEAU im Alter 

ZERRBILD

»Millionen Menschen 
in Deutschland leben 
in Altersarmut.«
 
stern TV, 2. August 2017

RENTENVERSICHERUNG/ 
ALTERSVORSORGE
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KLEINE GESETZLICHE RENTEN LASSEN NICHT 
AUF ALTERSARMUT SCHLIEßEN
Im Durchschnitt verfügen Personen mit geringen Ansprüchen aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung sogar über besonders hohe 
Gesamteinkommen.

Gesetzliche Rente, in €

D
urchschnittliche H

aushaltsbruttoeinkom
m

en, in €

Quelle: BMAS, 2016

Alleinstehende
Männer

Alleinstehende 
Frauen

Ehepaare

Unter 250 250 bis unter 500 500 bis unter 750 750 bis unter 1.000

4.136

3.689

3.338

3.043

2.009 2.038

1.396 1.3411.652

1.357 1.278 1.248
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Es spricht sehr viel dafür, dass Alters
armut auch in Zukunft die Ausnahme 
bleibt. 

Die Renten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung werden auch künftig steigen, nur etwas 
weniger stark als Löhne und Gehälter. Das 
nach der Rentenformel zu erwartende Sinken 
des Rentenniveaus führt nicht – wie teilweise 
behauptet – zu sinkenden Renten. Renten-
kürzungen sind sogar gesetzlich durch die 
sog. Rentengarantie ausgeschlossen. Nach 

ZERRBILDER

»Wenn im Rentenrecht  
alles bleibt, wie es ist, wird es zu 
einem massiven sozialen Abstieg 
und drohender Altersarmut bis  
weit in die Mittelschicht kommen.«
 
Hans-Jürgen Urban, geschäftsführendes Vorstands
mitglied der IG Metall, „Handelsblatt“, 1. August 2017

»Jeder Zweite von  
Altersarmut bedroht«
 
Titel eines Beitrags in den  
„Tagesthemen“ zu Berechnungen 
des WDR, 12. April 2016

dem Rentenversicherungsbericht  2017 der 
Bundesregierung werden die Renten bis 2031 
bei Zugrundelegung der erwarteten Wirt-
schaftsentwicklung jährlich um durchschnitt-
lich 2,2 % steigen (BMAS, 2017b). Unter 
Zugrundelegung der von der Europäischen 
Zentralbank angestrebten Preissteigerungs-
rate von knapp unter 2 % werden die Ren-
ten danach sogar nicht nur nominal, sondern 
auch preisbereinigt weiter leicht steigen, also 
noch etwas an Kaufkraft gewinnen. 

ALTERSARMUT bleibt auch in Zukunft 
AUSNAHME
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Mit inzwischen über 44 Mio. Erwerbtätigen 
sind in Deutschland derzeit mehr Menschen 
erwerbstätig als jemals zuvor. Die gestiegene 
Erwerbstätigkeit versetzt noch mehr Men-
schen als früher in die Lage, sowohl über 
die gesetzliche Rentenversicherung als auch 
über die betriebliche und private Altersvor-
sorge für das Alter vorzusorgen. Frauen ver-
fügen heute sehr viel häufiger als früher über 
eine eigenständige Alterssicherung.

Die private und betriebliche Altersvorsorge 
haben in den letzten Jahrzehnten stark 
zugelegt. In den vergangenen 15 Jahren hat 
die Zahl der Beschäftigten mit einer Anwart-
schaft bezogen auf betriebliche Altersvorsor-
ge deutlich zugenommen. Von den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten im Alter von 
25 bis unter 65 Jahren hatten im Jahr  2015 
laut Alterssicherungsbericht 2016 mehr als 
70 % eine Anwartschaft auf eine Zusatzren-
te aus der betrieblichen Altersversorgung 
oder aus einer Riester-Rente. Dabei ist die 
sonstige private Altersvorsorge, z. B. über die 
45 Mio. ungeförderten Lebensversicherungs-
verträge (GDV, 2016) oder Fondssparen, noch 
gar nicht berücksichtigt.

Die Wohneigentumsbildung ist in den letzten 
Jahrzehnten klar gestiegen. Bei den 65- bis 
74-Jährigen beträgt die Wohneigentumsquo-
te inzwischen sogar 58,3 % (SOEP, 2014). Wer 
in der eigenen Immobilie wohnt, spart die 
Miete und erhöht damit das verfügbare Ein-
kommen im Alter.

Dementsprechend ist in der Zukunft nur mit 
einem geringen Anstieg der Altersarmut zu 
rechnen. Dies zeigt auch die bislang umfas-
sendste Studie zum Umfang künftiger Alters
armut, die kürzlich von der Bertelsmann Stif-
tung vorgelegt wurde (Bertelsmann Stiftung, 
2017). Die Forscher gehen zwar davon aus, 
dass die Grundsicherungsquote bis 2036 auf 
7 % steigen könnte. Damit wären jedoch auch 
künftig deutlich weniger Ältere auf Grundsi-
cherung angewiesen, als dies heute bei un-
ter 65-Jährigen der Fall ist. Altersarmut wäre 
danach erfreulicherweise weiterhin die Aus-
nahme.

Am stärksten von künftiger Altersarmut 
betroffen sein werden laut der Studie der 
Bertelsmann Stiftung Langzeitarbeitslose 
(Grundsicherungsquote: 20 %) sowie allein-
stehende Frauen und Geringqualifizierte. 
Laut der Studie würden ihnen allerdings 
die meisten der aktuellen Rentenreform
vorschläge – wie höhere Rentensteigerungen 
oder die Einführung einer Solidarrente für 
langjährige Beitragszahler – kaum helfen, da 
sie oft viele Jahre gar nicht in die Rentenver-
sicherung eingezahlt haben. Diesen Gruppen 
ist am besten geholfen, wenn sie erfolgreich 
in den Arbeitsmarkt integriert und bei der be-
ruflichen Entwicklung unterstützt werden.

»Wer versucht, über Einzelfälle, in denen etwas  
nicht funktioniert hat, das gesamte System infrage 
zu stellen, wer Angst verbreitet, der löst keine  
Probleme, sondern verschärft sie.«

Gundula Roßbach, Präsidentin der Deutschen Rentenversicherung, 
Interview mit der NOZ, 23. März 2017
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Die gesetzliche Rentenversicherung 
wird auch in Zukunft für die meisten 
Bürger in Deutschland die wichtigste 

Form der Alterssicherung bleiben. Aber ohne 
zusätzliche Altersvorsorge wird es in der Re-
gel nicht gelingen, den eigenen Lebensstan-
dard im Alter zu erhalten. 

Selbst wenn das Rentenniveau auf dem 
aktuellen Niveau von 48 % vor Steuern belas-
sen und der damit verbundene Anstieg des 
Rentenbeitrags auf 27 % (Prognos AG, 2017) 
ebenso in Kauf genommen würde wie die 
damit verbundenen negativen Wirkungen 
auf Wachstum und Beschäftigung, bliebe die 
Notwendigkeit zusätzlicher Altersvorsorge, 
um das Ziel einer Lebensstandardabsiche-
rung im Alter zu erreichen.

Angesichts der demografischen Herausfor-
derung haben sich auch die meisten anderen 
europäischen Länder dazu entschieden, ihre 
Rentensysteme nicht nur auf die gesetzliche 
Rentenversicherung, sondern auch auf die be-
triebliche und private Vorsorge zu bauen. Ein 
Mischsystem aus umlagefinanzierter Renten-
versicherung und zusätzlicher kapitalgedeckter 
Vorsorge ist deutlich krisenfester und nachhal-
tiger als ein System, das nur auf eine Säule baut.

Zusätzliche ALTERSVORSORGE 
ist UNVERZICHTBAR

ZERRBILD

»Diese niedrigen Zinsen enteignen alle, die sparen 
wollen, und sparen selber macht eigentlich in einem 
solchen Zinsumfeld überhaupt keinen Sinn.«
 
Axel Kleinlein, Bund der Versicherten,  
Beitrag „Abkehr von der Riester-Rente“, NDR.de, 24. Oktober 2016

Im demografischen Wandel bietet die zu-
sätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge 
einen wichtigen Vorteil: Durch sie besteht 
die Möglichkeit, künftige Rentenansprüche 
vorzufinanzieren. Ein Rückgang der Zahl der 
Beitragszahler hat für die kapitalgedeckte 
Altersvorsorge grundsätzlich keine nega-
tiven Folgen. Sie sind nur insoweit vom de-
mografischen Wandel betroffen, als auch sie 
die Folgen der gewachsenen Lebenserwar-
tung zu tragen haben. Anders die umlage
finanzierte gesetzliche Rentenversicherung: 
Sie ist besonders demografieanfällig, weil 
sie sowohl durch den zu erwartenden Rück-
gang der Zahl der Beitragszahler als auch 
durch den voraussichtlichen Zuwachs der 
Zahl der Rentenempfänger finanziell negativ 
betroffen wird. So wird sich das Verhältnis 
von Beitragszahlern zu Rentenempfängern 
erheblich verschlechtern. Während heute auf 
100  Personen im Alter von 20 bis 67 Jahren 
rund 30 Personen im Alter von über 67 Jah-
ren kommen, werden es im Jahr 2040 bereits 
rund 50 Personen sein (Statistisches Bun-
desamt, 2015). Entsprechend der aktuellen 
Gesetzeslage wird es daher in der gesetzli-
chen Rentenversicherung zu deutlich stei-
genden Beitragslasten bei einem sinkenden 
Leistungsniveau kommen.
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Natürlich sind die kapitalgedeckten Alters-
vorsorgesysteme vom derzeit schwierigen 
Zinsumfeld negativ betroffen. Der Aufbau 
einer zusätzlichen Altersvorsorge wird da-
durch jedenfalls erschwert, weil der Zins- und 
Zinseszinseffekt geringer ausfällt. Wer den-
noch die gleiche Alterssicherung aufbauen 
will, darf deshalb jedoch nicht auch noch 
weniger sparen, sondern muss im Gegenteil 
mehr sparen, um die Wirkungen der Niedrig
zinsphase auszugleichen.

Zudem haben Anbieter und Gesetzgeber auf 
die Niedrigzinsphase reagiert. So verzichten 
Anbieter von Lebensversicherungen immer 
mehr auf Garantiezinsen, um die Möglichkei-

ten des Kapitalmarkts umfassender nutzen 
zu können und verstärkt in renditeträchtigere 
Anlagen zu investieren (z. B. Aktien, Immobi-
lien, Infrastruktur). Mit dem gleichen Ziel hat 
der Gesetzgeber mit dem Betriebsrentenstär-
kungsgesetz im Juli 2017 erstmals die Mög-
lichkeit geschaffen, dass sich Arbeitgeber bei 
der betrieblichen Altersvorsorge allein zur 
Zahlung eines bestimmten Beitrags verpflich-
ten, ohne aber auch eine bestimmte Renten-
höhe später garantieren zu müssen. Zudem 
hat der Gesetzgeber die Riester-Förderung 
verbessert.

→ Fortsetzung

FAKT

Niedrigzins ≠ Niedrigertrag. 
Diverse Kapitalanlagen 
bieten trotz Niedrigzinsphase 
gute Ertragschancen für die 
Altersvorsorge.
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Die Auswirkungen der Niedrigzinsphase der 
letzten Jahre dürfen aber auch nicht über-
schätzt werden: Zum einen trägt der Zinsan-
teil beim Altersvorsorgesparen auch bislang 
häufig weniger zur späteren Auszahlung bei 
als die Sparleistung selbst. Zum anderen ist 
Altersvorsorgesparen ein auf Jahrzehnte an-
gelegter Prozess, so dass sich zwischenzeit
liche Veränderungen des Kapitalmarktum-
felds nur begrenzt auswirken. Aufgrund der 
anhaltend niedrigen Preissteigerungsrate 
fällt zudem der Effekt der Niedrigzinsphase 
auf die realen Renditen deutlich schwächer 
aus. Daher wäre es grundfalsch, die kapital-
gedeckte Vorsorge einzustellen. Altersvor-
sorge braucht einen langen Atem, auch bzw. 
besonders über Niedrigzinsphasen hinweg.

Auch aus einem anderen Grund spricht die 
aktuelle Niedrigzinsphase nicht gegen eine 
kapitalgedeckte Vorsorge. Empirisch ist 
hinreichend belegt, dass die durchschnitt-
liche Kapitalrendite langfristig oberhalb der 
Wachstumsrate der Wirtschaft liegt (Jorda, 
Knoll, Kuvshinov, Schularick und Taylor, 2017). 
Das heißt, wenn gleichmäßig alle Optionen 
des Kapitalmarkts genutzt werden, ergibt sich 
eine höhere Rendite als bei einem reinen Um-
lageverfahren, das keine höhere Rendite er-
möglicht als die Wachstumsrate der Einkom-
men, über die es finanziert wird. Das muss 
nicht zwingend bedeuten, dass die durch-
schnittlichen Kapitalrenditen künftig wieder 
deutlich höher liegen als heute, nur würden 
in diesem Fall die zur Finanzierung des Um-
lageverfahrens notwendigen Einkommen auf 
längere Sicht auch nur noch gering steigen.

16 Länder:
r	= durchschnittliche Kapitalrendite
g	= Wachstumsrate

r–g gap

KAPITALRENDITE LANGFRISTIG HÖHER  
ALS WIRTSCHAFTSWACHSTUM
Angaben, in %
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Quelle: Jorda, Knoll, Kuvshinov, Schularick und Taylor, 2017

→ Fortsetzung
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Die Riester-Rente ist eingeführt worden, 
um grundsätzlich allen den Ausgleich 
des sinkenden Leistungsniveaus der 

gesetzlichen Rentenversicherung zu ermögli-
chen. Insbesondere sollte auch Geringverdie-
nern der Aufbau einer zusätzlichen Altersvor-
sorge ermöglicht werden. Deshalb wurde die 
Zulagenförderung so ausgestaltet, dass jeder 
sie sich leisten kann: Bereits ab einem Eigen-
beitrag von 60 € im Jahr bzw. 5 € im Monat 
werden Zulagen gezahlt.

Bereits der Mindesteigenbeitrag kann bei 
Geringverdienern einen wichtigen Beitrag zur 
ergänzenden Altersvorsorge leisten: So reicht 
z. B. einer teilzeitbeschäftigten Verkäuferin 
mit einem Jahreseinkommen von 20.000 € 
und zwei Kindern der Mindesteigenbeitrag 
i. H. v. jährlich 60 €, um die volle Zulagenhöhe 
von 775 € zu erhalten und damit i. H. v. 835 € 
jährlich zusätzlich für das Alter vorzusorgen.

RIESTER-FÖRDERUNG macht zusätzliche 
Altersvorsorge für alle BEZAHLBAR

ZERRBILD

»Nach 15 Jahren steht fest: Nichts macht das 
Scheitern des Drei-Säulen-Modells in der 
Altersvorsorge so nachdrücklich deutlich wie 
die Riester-Rente. Wer arm ist, kann sich eine 
Riester-Rente nicht leisten.«
 
Katja Kipping, MdB, DIE LINKE, „Riester in Rente!“, 
www.katja-kipping.de, abgerufen am 22. Dezember 2017

Bis heute wurden 16,5 Mio. Riester-Verträge 
abgeschlossen. Von der Zulagenförderung 
profitieren überproportional Personen mit 
geringen beitragspflichtigen Einkommen. 
So lag 2013 (aktuellere Zahlen liegen der-
zeit nicht vor) nach Angaben der Zentralen 
Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) das 
beitragspflichtige Jahreseinkommen von weit 
mehr als 60 % aller Zulagenempfänger unter 
30.000 € und von fast 42 % lag das Jahresein-
kommen sogar unter 20.000 €. Insbesondere 
Frauen mit einem niedrigen beitragspflichti-
gen Einkommen nutzen die Förderung. Damit 
wurden vor allem die Personengruppen ge-
fördert, die sonst nur schwer eine zusätzliche 
Altersvorsorge hätten aufbauen können.

→ Fortsetzung
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Zudem bieten Riester-Verträge einige Vor-
teile, über die nicht alle Formen der Alters
vorsorge verfügen:

yy Kein Geringverdiener muss befürchten, 
seine Riester-Ersparnisse bei Arbeitslo-
sigkeit oder bei Bedürftigkeit zu verlieren: 
Die Riester-Vorsorge ist „Hartz-IV-sicher“.

yy Riester-Renten werden ab 2018 (bis zu 
einer Höchstgrenze) nicht mehr auf die 
Grundsicherung im Alter angerechnet. 

yy Riester-Verträge müssen gesetzliche 
Mindestkriterien erfüllen, was durch eine 
Zertifizierung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht gewährleistet 
wird. Dadurch können sich Riester-Sparer 
z. B. sicher sein, dass sie ihren Vertrag je-
derzeit ruhen lassen oder das gebildete 
Kapital auf einen anderen Anbieter über-
tragen können.

yy Riester-Verträge sind transparent: Alles 
Wichtige über den jeweiligen Vertrag 
muss der Anbieter nach staatlichen Vor-
gaben auf einem Blatt (Produktinformati-
onsblatt) zusammenfassen. Dazu zählen 
auch die  – nach vorgegebenen Kriterien 
auszuweisenden  – Effektivkosten: Jeder 
kann sich also einen besonders kosten-
günstigen Vertrag auswählen.

Richtig ist, dass nach wie vor nur weniger 
als die Hälfte aller Förderberechtigten die 
Riester-Vorsorge nutzen. Für die Nichtinan-
spruchnahme der Riester-Förderung kann es 
aber viele gute Gründe geben, z. B. die Fort-
führung einer bereits bestehenden privaten 
Altersvorsorge, eine bereits ausreichend vor-
handene Absicherung z. B. durch betriebliche 
Altersvorsorge oder die Priorisierung einer 
(Immobilien-)Kredittilgung. Schon deshalb 
wäre es unsinnig, aus der nur teilweisen In-
anspruchnahme der Riester-Förderung ihr 
Scheitern zu schlussfolgern. 

→ Fortsetzung

»Wenn Sie fürs Alter 
vorsorgen wollen, ist 
ein Riester-Vertrag 
wegen der Förderung 
erste Wahl.«

Finanztest, 2014
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Hinweis: Ohne mittelbar berechtigte Zulageempfänger, Abweichungen der Summe von 100 % 
sind rundungsbedingt. Stand: 15. Mai 2016.

Quelle: ZfA, 2016

RIESTER-FÖRDERUNG ERREICHT VOR ALLEM 
GERINGVERDIENER
Anteil der Zulagenempfänger, in %
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Seit den Reformen der Alterssiche-
rung 2001 hat die Verbreitung der be-
trieblichen Altersvorsorge deutlich 

zugenommen. Waren es im Jahr 2001 erst 
13 Mio. bzw. 48 % der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, die über mindestens 
eine Betriebsrentenanwartschaft verfügten, 
waren es im Jahr 2015 über 17 Mio. bzw. 57 % 
aller sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten. Die Zahl der aktiven Betriebsrenten-An-
wartschaften hat im gleichen Zeitraum von 
14,6 auf 20,4 Mio. zugenommen (siehe Grafik).

Trotz der gewachsenen Bedeutung der Ent-
geltumwandlung kommen nach wie vor ganz 
überwiegend die Arbeitgeber für ihre Finan-
zierung auf. Von den Gesamtaufwendun-
gen für die betriebliche Altersvorsorge i. H. v. 
über 35 Mrd. € trugen die Arbeitgeber mit 
rund  84,5 % (Stand 2016) den mit Abstand 
größten Anteil (BMAS, 2017a). 

Die Arbeitgeber haben ihre Aufwendungen 
für betriebliche Altersvorsorge in den letzten 
zehn Jahren sogar nochmals um rund 4 Mrd. € 
bzw. knapp 15 % erhöht (BMAS, 2007, 2017a).

Betriebliche ALTERSVORSORGE 
finanzieren weit überwiegend  
DIE ARBEITGEBER

Die durch das Betriebsrentenstärkungs-
gesetz auf den Weg gebrachte Reform der 
betrieblichen Altersvorsorge sorgt insge-
samt für eine Verbesserung der gesetzli-
chen Rahmenbedingungen und bietet damit 
die Chance, die betriebliche Altersvorsorge 
weiter voranzubringen.

ZERRBILD

»Die Arbeitgeber ziehen sich seit einigen Jahren 
immer mehr aus der Finanzierung (der betrieblichen 
Altersvorsorge) – und damit aus ihrer gesellschaft
lichen Verantwortung – zurück.« 

Matthias W. Birkwald, MdB, rentenpolitischer Sprecher und  
parlamentarischer Geschäftsführer der Bundestagsfraktion DIE LINKE,  
www.deutsche-betriebsrente.de, abgerufen am 22. Dezember 2017

Finanzierungsaufwand der betrieb
lichen Altersvorsorge, in Mrd. €

Gesamtaufwand
35,2

arbeitgeber- 
finanziert
29,8

arbeitnehmer- 
finanziert
5,4
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Quelle: BMAS, 2016

IMMER MEHR BETRIEBLICHE ALTERSVORSORGE
Alterssicherungsbericht 2016: Entwicklung der Zahl der aktiven  
bAV-Anwartschaften von 2001 bis 2015 (einschl. Mehrfachanwartschaften), 
in Mio.
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FAKT

Die arbeitgeber
finanzierte betriebliche 
Altersvorsorge stellt 
die größte freiwillige 
Sozialleistung der 
Arbeitgeber dar.
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In Deutschland ist die Krankenversorgung deutlich teurer als in anderen europäischen Län-
dern. Nach den aktuellen Zahlen der OECD hat Deutschland gemessen an der Wirtschafts-
kraft das teuerste Gesundheitswesen aller EU-Staaten. Dies gilt sowohl für den Vergleich der 

durch Pflichtbeiträge finanzierten Gesundheitsausgaben als auch für das Gesundheitswesen 
insgesamt. 

Die vom Statistischen Amt der Europäischen Union (Eurostat) in dem Europäischen System der 
Integrierten Sozialschutzstatistik (ESSOSS) jährlich erfassten Daten der einzelnen Mitglied
staaten der Europäischen Union ergeben nahezu das gleiche Bild: Danach liegen die Kosten des 
deutschen Gesundheitswesens im Verhältnis zur Wirtschaftskraft nach den Niederlanden an der 
Spitze aller EU-Staaten (BMAS, 2017a).

KRANKENVERSORGUNG in Deutschland: 
Spitzenreiter bei GESUNDHEITSAUSGABEN

KRANKENVERSICHERUNG

→ Fortsetzung
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Deutschland leistet sich hohe Kosten für Gesundheit

Gesundheitsausgaben im Verhältnis zum BIP, 2016 (oder letztverfügbares Jahr), in %

INSGESAMT
STAATLICH/
VERPFLICHTEND

Deutschland 11,3 9,5
Schweden 11,0 9,2
Japan 10,9 9,1
Norwegen 10,5 8,9
Dänemark 10,4 8,7
Frankreich 11,0 8,7
Niederlande 10,5 8,5
Vereinigte Staaten 17,2 8,5
Belgien 10,4 8,0
Schweiz 12,4 7,9
Österreich 10,4 7,8
Großbritannien 9,7 7,7
Kanada 10,6 7,4
Neuseeland 9,2 7,4
Island 2) 8,6 7,1
Finnland 9,3 7,0
Italien 8,9 6,7
Costa Rica 2) 9,1 6,6
OECD-35 9,0 6,5
Australien 1) 9,6 6,5
Spanien 9,0 6,3
Slowakei 8,6 6,1
Tschechien 7,3 6,0
Portugal 8,9 5,9
Slowakische Republik 6,9 5,5
Irland 7,8 5,5
Kolumbien 2) 7,2 5,4
Luxemburg 6,3 5,3
Ungarn 7,6 5,2
Chile 8,5 5,1
Estland 6,7 5,1
Griechenland 8,3 4,8
Israel 2) 7,4 4,5
Polen 6,4 4,4
Korea 7,7 4,3
Litauen 6,5 4,3
Südafrika 2) 8,8 4,2
Türkei 4,3 3,4
Russland 5,6 3,4
Brasilien 6,2 3,4
Lettland 5,7 3,2
China 2) 5,5 3,1
Mexiko 5,8 3,0
Indien 2) 4,8 1,4
Indonesien 2) 2,8 1,1

Anmerkung: Ausgaben ohne Investitionen, wenn nicht anders angegeben. 
1) Ausgabenschätzung für Australien ohne Ausgaben für Pflegeheime. 
2) Einschließlich Investitionen.

Quelle: OECD, 2017c

27BDA



Teure Mehrbelastungen durch Große Koalition

Mehrausgaben in der gesetzlichen Krankenversicherung aufgrund abgeschlossener 
Gesetzgebungsverfahren der 18. Legislaturperiode (2013–2017), in Mrd. €

GESETZE 2016 2017 2018 2019 SUMME

Krankenhausstrukturgesetz 0,5 0,9 1,2 1,3 3,9

Versorgungsstärkungsgesetz 0,3 0,3 0,3 0,3 1,2

Präventionsgesetz 0,3 0,3 0,3 0,3 1,2

Hospiz- und Palliativgesetz 0,2 0,2 0,2 0,2 0,8

„eHealth-Gesetz“ 0,1 0,1 0,2 0,2 0,6

Krankenversicherung 1,4 1,8 2,2 2,3 7,7

Quelle: Bundestagsauschuss für Gesundheit, Stand 2017

Nachdem in den vergangenen Legislaturperioden zahlreiche Strukturreformen zur Begrenzung 
der Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung durchgeführt worden waren, verlief die 
Entwicklung in der abgelaufenen Legislaturperiode in die entgegengesetzte Richtung. Die verab-
schiedeten Maßnahmen enthielten sämtlich ausgabensteigernde Elemente.

→ Fortsetzung
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Die Folge: Seit mehreren Jahren steigen die Ausgaben in der gesetzlichen Krankenversicherung 
wieder deutlich stärker als die Wirtschaftsleistung. Nur durch den parallelen Anstieg der Beschäf-
tigung hat sich dies bislang nur begrenzt in höheren Beitragssätzen bemerkbar gemacht. Ange-
sichts des demografischen Wandels wird dies jedoch nicht auf Dauer möglich sein.

GKV-AUSGABEN WACHSEN SCHNELLER ALS WIRTSCHAFT

* �Wachstum nach Statistischem Bundesamt (bis 2016, für 2017 nach Gemeinschaftsdiagnose 
Herbst 2017)

Quelle: BMAS, 2017a (Angaben für 2016 vorläufig, für 2017 geschätzt)
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Die Behauptung, dass die Arbeitnehmer bei 
einem durchschnittlichen Zusatzbeitrag von 
derzeit 1,1 % in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung gegenüber den Arbeitgebern mit ei-
nem festgeschriebenen Arbeitgeberanteil von 
7,3 % überproportional stark belastet werden, 
ist falsch. Denn die Arbeitgeber finanzieren 
den größeren Anteil der Krankheitskosten, da 
sie neben ihren Beiträgen zur Krankenversi-
cherung allein die Kosten der Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall finanzieren. Allein im 
Jahr 2016 haben die Arbeitgeber 41,3 Mrd. € 
(BMAS, 2017a) zzgl. 9,1 Mrd. € Sozialbeiträge 
für die Entgeltfortzahlung ausgegeben, was 
umgerechnet 3,9 Beitragssatzpunkten (2016) 
entsprochen hätte. Demgegenüber belief 
sich 2016 die Mehrbelastung der Versicher-
ten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
mit einem durchschnittlichen Zusatzbeitrag 
von 1,1 % und unter Berücksichtigung der 
geleisteten Zuzahlungen von umgerechnet 
0,3 % nur auf insgesamt 18,2 Mrd. € bzw. 1,3 
Beitragssatzpunkte (Umrechnung auf Basis 
BMG, 2017a).

Den tatsächlichen Krankheitskosten entspra-
chen daher 2016 nicht 15,7, sondern 19,9 Bei-
tragssatzpunkte. Auf die Arbeitnehmer entfiel 
davon ein Anteil von 8,7 %, der sich aus dem 
GKV-Arbeitnehmeranteil von 7,3 % zzgl. des 
Zusatzbeitrags von 1,1 % und den Zuzahlun-
gen i. H. v. 0,3 % ergibt. Im Vergleich dazu fällt 
die Belastung der Arbeitgeber mit 11,2 %  – 
bestehend aus einem Anteil von 7,3 % für die 
GKV zzgl. 3,9 % für die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall – um rund 30 % höher aus. 

Hinzu kommt, dass die Arbeitgeber für Mini
jobber die Krankenversicherungsbeiträge al-
lein finanzieren (ca. 3 Mrd. € im Jahr 2016) und 
auch bei Midijobbern höhere Beiträge als die 
Beschäftigten zahlen. 

KRANKHEITSKOSTEN werden überwiegend 
VON DEN ARBEITGEBERN getragen

ZERRBILD

»Die Kosten im Gesundheits
wesen werden steigen und 
allein auf dem Rücken der 
Beschäftigten abgeladen. 
Damit muss endlich Schluss 
sein.«

Annelie Buntenbach, DGB, www.dgb.de, 
abgerufen am 22. Dezember 2017

Die Arbeitgeber ziehen sich nicht, wie 
teilweise behauptet wird, aufgrund 
der Festschreibung des Arbeitgeber-

beitrags zur Krankenversicherung aus der 
Finanzierung des Gesundheitssystems zu-
rück. Im Gegenteil: Sie bleiben voll an den 
Kostensteigerungen bei den Krankenkas-
sen beteiligt, soweit die Gesundheitsaus-
gaben nicht stärker zunehmen als Löhne 
und Gehälter. Dementsprechend sind die 
Arbeitgeberbeiträge zur Krankenversiche-
rung allein von 2015 auf 2016 um 4 Mrd. € ge-
stiegen (BMAS, 2017a). Es widerspricht daher 
den Fakten, wenn dennoch behauptet wird, 
die Arbeitgeber seien an der Kostensteige-
rung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht beteiligt.
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HÖHERE KOSTENLAST BEI DEN ARBEITGEBERN
Krankheitskostenfinanzierung über den allgemeinen Beitragssatz zur 
gesetzlichen Krankenversicherung (14,6 %) hinaus, Ausgaben für 2016,  
in Mrd. €

Quelle: BMG, 2017a; eigene Berechnungen
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Ausnahmslos alle Konzepte zur Einfüh-
rung einer Bürgerversicherung sind 
darauf ausgerichtet, zusätzliche Bei-

tragseinnahmen für die gesetzliche Kranken-
versicherung zu schaffen: durch zusätzliche 
Beitragszahler infolge der (schrittweisen) Ab-
schaffung der privaten Krankenversicherung, 
durch eine Anhebung oder sogar den Wegfall 
der Beitragsbemessungsgrenze und durch 
die Einbeziehung weiterer Einkunftsarten in 
die Beitragsbemessungsgrundlage.

An den wesentlichen Strukturproblemen der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf der 
Leistungsseite, insbesondere dass die Aus-
gaben stärker wachsen als die Wirtschafts-
kraft, würde die Bürgerversicherung hinge-
gen nichts ändern. 

Es bliebe im Kern bei der einseitig lohn-
bezogenen Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung und den damit verbun-
denen negativen Wirkungen auf Wachstum 
und Beschäftigung.

BÜRGERVERSICHERUNG zielt vor allem 
auf NEUE EINNAHMEQUELLEN

Die lohnbezogene Finanzierung würde durch 
die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
sowie durch den teilweise angestrebten Weg-
fall der privaten Krankenversicherung sogar 
noch weiter ausgebaut. 

Dass die Erschließung neuer Einnahmequel-
len für die gesetzliche Krankenversicherung 
zumindest zu einer Senkung des Beitragssat-
zes führen würde, glauben noch nicht einmal 
Befürworter der Bürgerversicherung. Nicht 
von ungefähr hat keine einzige Partei, die im 
Bundestagswahlkampf 2017 für die Einfüh-
rung der Bürgerversicherung geworben hat, 
dafür im Gegenzug Beitragssatzsenkungen in 
Aussicht gestellt. Im Gegenteil führt zusätz
liches Geld im Gesundheitswesen regelmäßig 
dazu, dass ausgabensenkende Strukturre-
formen unterbleiben bzw. zurückgenommen 
werden, Leistungen ausgeweitet und die 
Leistungsanbieter höher vergütet werden. 
Die langfristigen Finanzierungsprobleme der 
gesetzlichen Krankenversicherung würden 
im Ergebnis dadurch sogar verschärft.
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Im Gegenteil könnte die Einführung einer 
Bürgerversicherung sogar zu deutlich stei-
genden Beitragssätzen führen. Dies wäre der 
Fall, wenn der Gesetzgeber bei Einführung der 
Bürgerversicherung darauf achtet, dass die 
Leistungserbringer dadurch nicht schlechter-
stehen. Dann müsste die Bürgerversicherung 
auch die höheren Pro-Kopf-Ausgaben in der 
privaten Krankenversicherung ausgleichen, 
die dann den Leistungsempfängern als Ein-
nahmen verloren gehen. Die Folge wäre ein 
deutlicher Beitragssatzanstieg, der nach Be-
rechnungen bei einem Prozentpunkt (Schaf-
fer, Schulze-Ehring, 2017) bzw. 1,5 Prozent-
punkten (IfMDA, 2017) liegen dürfte. 

Eine Bürgerversicherung, die nicht zu Lasten 
der Leistungserbringer gehen soll und zudem 
eine Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze (BBG) auf das Niveau der gesetzlichen 
Rentenversicherung vorsieht, würde damit zu 
einem Anstieg des monatlichen Höchstbei-
trags um über die Hälfte von derzeit knapp 
700 € auf fast 1.100 € im Monat bedeuten 
(BBG-Werte 2017).

Die Abschaffung bzw. Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze sowie die zudem 
geforderte Einbeziehung weiterer Einkom-
mensarten  – wie beispielsweise Kapital
einkünfte oder Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung  – würden sogar noch zu 
einer Ausweitung der demografieanfälligen 
Beitragssatzfinanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung führen.

Eine Bürgerversicherung würde zudem letzt-
lich zu einer Abschaffung des Systems aus 
gesetzlicher und privater Krankenversiche-
rung führen. Damit würde ausgerechnet der 
einzige Bereich des Gesundheitswesens, in 
dem durch kapitalgedeckte Vorsorge den 
durch die demografische Entwicklung zu er-
wartenden Finanzierungsproblemen vorge-
beugt wird, aufgegeben. Im Gegensatz zur 
gesetzlichen Krankenversicherung ist die 
private Krankenversicherung mit Alterungs-
rückstellungen i. H. v. 200 Mrd. € – dem Acht-
fachen der jährlichen Leistungsausgaben der 
privaten Krankenversicherung (2016) – in der 
Lage, alterungsbedingten Beitragssatzstei-
gerungen entgegenzuwirken (PKV, 2016).

GESETZLICHE KRANKENVERSICHERUNG SORGT  
FÜR HOHE ZUKUNFTSLASTEN
Die implizite Staatsverschuldung durch nicht gedeckte künftige Leistungs
ansprüche gegen die gesetzliche Krankenversicherung ist höher als die 
explizite Verschuldung des Staates (2015).

Quelle: Raffelhüschen, Manthei, Bahnsen, 2017

Explizite Staatsverschuldung

Implizite Staatsverschuldung durch gesetzliche Krankenversicherung

71,2 % des BIP

74,7 % des BIP
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Die Leistungen der Pflegeversiche-
rung waren seit ihrer Einführung im 
Jahr 1995 stets als Kostenzuschuss 

und nicht als Vollkostendeckung vorgese-
hen. Denn schon damals hat sich abgezeich-
net, dass die Pflege stärker als alle anderen 
Systeme von der Alterung der Bevölkerung 
betroffen sein wird.

Das Risiko der Pflegebedürftigkeit steigt 
ganz erheblich mit steigendem Alter. Wäh-
rend unter 60-Jährige nur sehr selten von 
Pflegebedürftigkeit betroffen sind, ist von 
den über 80-Jährigen rund jeder Dritte auf 
Pflege angewiesen.

PFLEGEVERSICHERUNG am stärksten 
von DEMOGRAFISCHER ENTWICKLUNG 
betroffen

PFLEGEVERSICHERUNG

Im Zuge des demografischen Wandels wird 
jedoch gerade die Gruppe der über 80-Jäh-
rigen, also die besonders häufig von Pflege
bedürftigkeit betroffene Altersgruppe, deutlich 
zunehmen. Ihr Anteil an der Gesamtbevölke-
rung wird sich bis 2050 in etwa verdoppeln 
(siehe Grafik).

Dementsprechend wird es zu einem deutli-
chen Anstieg der Zahl der Pflegeleistungs-
empfänger kommen. So prognostiziert das 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln selbst 
unter günstigen Annahmen bis 2030 einen 
Anstieg auf 3,4 Mio. Pflegebedürftige gegen-
über 2,9 Mio. im Jahr 2015 und danach bis 
2050 auf über 4 Mio. Pflegebedürftige. Der 
BARMER  GEK Pflegereport 2016 erwartet 
unter Annahme konstanter altersspezifischer 
Pflegewahrscheinlichkeiten bis 2060 sogar 
einen Anstieg auf gut 4,5 Mio. Pflegebedürf-
tige (Rothgang, Kalwitzki, Müller, Runte und 
Unger, 2016). 

Der demografisch bedingte Zuwachs an 
Pflegebedürftigen wird sich erheblich nega-
tiv auf die Finanzen der Pflegeversicherung 
auswirken, zumal die Zahl der Erwerbsfähi-
gen im Laufe der nächsten Jahrzehnte zu-
rückgehen wird:

yy Schon das bisherige Ausgabenwachs-
tum in der Pflegeversicherung ist erheb-
lich: So sind die Ausgaben in den letzten 
20 Jahren um jährlich mehr als 4 % von 
15,1 Mrd. € auf 37,3 Mrd. € im Jahr 2017 
gestiegen (BMG 2017c: Schätzung nach 

Unter 
60 Jahren

Zwischen 
60 und 

80 Jahren

Über 
80 Jahren

Quelle: BMG, 2017b
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Risiko der Pflegebedürftigkeit  
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BMAS, 2017a). Allein in der abgelaufe-
nen Legislaturperiode (2013–2017) haben 
sich die Leistungsausgaben um über die 
Hälfte (!) erhöht (BMAS, 2017a).

yy Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung 
wird sich in den nächsten Jahrzehnten 
deutlich erhöhen. Die Prognos AG erwar-
tet bis 2040 einen Beitragssatzanstieg auf 
4 % (Prognos AG, 2017). Die gleiche Bei-
tragssatzhöhe erwartet auch der wissen-
schaftliche Beirat des Bundeswirtschafts-
ministeriums aufgrund der Auswertung 

vorliegender Projektionen (BMWi-Beirat, 
2016). Das wäre ein Beitragssatzanstieg 
um über die Hälfte gegenüber heute 
(2,55 %).

yy Allein die soziale Pflegeversicherung sorgt 
für eine implizite Staatsverschuldung i. H. v. 
34,2 % des Bruttoinlandsprodukts, d. h., 
rund 1 Bio. € künftig zu finanzierende Pfle-
geleistungen sind nicht durch das heu-
tige Beitragssatzniveau gedeckt (Raffel
hüschen, Manthei, Bahnsen, 2017).

Quelle: BMG, 2017b

ZAHL DER ÜBER 80-JÄHRIGEN WÄCHST KRÄFTIG
Anzahl von Personen über 80 Jahre, absolut und in %

2050

9,9 Mio. (13,0 %)

2013

4,4 Mio. (5,4 %)

2020

5,9 Mio. (7,2 %)

2030

6,2 Mio. (7,7 %)

2040

7,8 Mio. (9,9 %)
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In der öffentlichen Diskussion wird teilweise 
gefordert, bei Arbeitslosen, die zuvor lange 
in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt 

haben, die Bezugsdauer des Arbeitslosen-
gelds zu verlängern. Die Fakten sprechen je-
doch gegen eine solche Verlängerung.

Lange Arbeitslosengeldbezugsdauern verrin-
gern den Anreiz, Arbeitslosigkeit schnellst-
möglich zu überwinden: Arbeitslosigkeit 
verfestigt sich damit. Im Fall von älteren Ar-
beitslosen würde eine Verlängerung der Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld nicht nur die 

Langer Bezug von ARBEITSLOSEN- 
GELD behindert die Rückkehr 
IN BESCHÄFTIGUNG

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG UND 
GRUNDSICHERUNG FÜR ARBEITSSUCHENDE

Rückkehr in den Arbeitsmarkt erschweren, 
sondern darüber hinaus ihre Frühverrentung 
befördern. Nachdem die max.  Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld für Ältere Anfang 2006 
von 32 auf 18 Monate verkürzt worden war, 
ist auch die Verbleibsrate im Arbeitslosen-
geldbezug von Älteren gesunken und die Ab-
gangsrate in Beschäftigung erfreulicherweise 
gestiegen (IAB, 2016), d. h., die Arbeitslosen 
konnten wieder häufiger ihre Arbeitslosigkeit 
überwinden. Die teilweise Zurücknahme die-
ser Reform 2008 hatte hingegen genau den 
gegenteiligen Effekt.
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Die Bezugsdauer des Arbeitslosengelds an 
die Dauer der vorherigen Beitragszahlung zu 
knüpfen widerspricht der Ausgestaltung der 
Arbeitslosenversicherung als Risikoversiche-
rung. Sie funktioniert im Kern genauso wie 
eine Haftpflicht- oder Feuerversicherung, bei 
denen es für die Leistungshöhe auch nicht auf 
die Länge der Beitragszahlungen ankommt. 

Die Arbeitslosenversicherung soll das Risiko 
der (Such-)Arbeitslosigkeit abdecken. Sie ist 
aber kein Sparvertrag, bei dem diejenigen, 
die lange einzahlen, im Schadensfall mehr 
herausbekommen.

VERKÜRZUNG DER BEZUGSDAUER VON ALG I FÜR  
ÄLTERE UNTERSTÜTZT ABBAU DER ARBEITSLOSIGKEIT
Anteil der Personen, die innerhalb eines Kalendermonats im Alg-I-Bezug 
verbleiben, an allen Personen im Alg-I-Bezug, in %

Quelle: IAB, 2016

→ Fortsetzung
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ZERRBILD

»Vor ein paar Tagen habe ich in Neumünster 
mit einem Mann gesprochen. Mit 14 Jahren 
in den Betrieb eingestiegen und jetzt mit 50 
immer noch da. Der Mann hat Angst. Wenn 
er seinen Job verliert, bekommt er 15 Monate 
Arbeitslosengeld. Und dann geht es an seine 
Existenz.«

Martin Schulz, SPD-Kanzlerkandidat zur Bundestagswahl 2017,  
20. Februar 2017

Dennoch trägt die Arbeitslosenversicherung 
ohnehin schon heute dem Gedanken Rech-
nung, dass die Länge der vorherigen Bei-
tragszahlungen Einfluss auf die Höchstdauer 
des Arbeitslosengeldbezugs haben soll. Zum 
einen erwirbt den vollen Leistungsanspruch 
auf max. zwölf Monate Arbeitslosengeld nur, 

→ Fortsetzung

wer mindestens zwei Jahre lang in die Arbeits
losenversicherung eingezahlt hat. Zum ande-
ren erhalten ältere Arbeitslose das Arbeits
losengeld länger: Arbeitslose ab 50 Jahren bis 
zu 15 Monate und Arbeitslose ab 58  Jahren 
sogar bis zu 24 Monate.

FAKT

Auch wer es nicht schafft, während der Dauer des Bezugs 
von Arbeitslosengeld I eine neue Beschäftigung zu finden, 
muss deshalb keineswegs um seine „Existenz“ fürchten. 
Danach gewährt der Staat unbefristet Arbeitslosengeld II, 
sorgt damit für die notwendigen Lebenshaltungs- und 
auch Unterkunftskosten, übernimmt die Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung und kümmert sich auch 
weiter um die erfolgreiche Vermittlung in den Arbeitsmarkt. 
Das eigene Haus oder Wohnung, Auto, Hausrat und die 
angesparte Altersvorsorge dürfen behalten werden, 
sofern sie keinen unangemessenen Umfang erreichen.
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Die Bedeutung einer guten Aus- und 
Weiterbildung kann kaum überschätzt 
werden. Wenn sich im Einzelfall her-

ausstellt, dass über Qualifizierung der beste 
Weg zur Wiedereingliederung eines Arbeits-
losen in den Arbeitsmarkt erfolgt, muss dieser 
Weg auch gegangen werden. Deshalb ist es 
gut, dass heute in der Arbeitslosenversiche-
rung keine einzige notwendige und erfolgver-
sprechende Qualifizierung von Arbeitslosen 
daran scheitert, dass die Mittel dafür nicht 
vorhanden sind.

Dennoch wäre es ein Fehler, wenn die Ar-
beitslosenversicherung bei der Überwindung 
von Arbeitslosigkeit allein auf Qualifizierung 
setzen würde.

Arbeitslosigkeit beruht keineswegs immer auf 
unzureichender Qualifizierung. Weniger als 
ein Viertel aller Arbeitslosen in der Arbeits
losenversicherung sind gering qualifiziert.

Qualifizierung ist kein Selbstzweck und kann 
nur eine von mehreren Antworten auf die 
Herausforderung der Integration in Arbeit 
sein. Die meisten Arbeitslosen lassen sich 
auch auf schnellere und einfachere Weise, 
z. B. durch eine schnelle und nachhaltige 
Vermittlung sowie eine fachkundige Bera-
tung, erfolgreich wieder in den Arbeitsmarkt 
integrieren. Die am Einzelfall orientierte Ins-
trumentenauswahl der Arbeitsagenturen hat 
sich bewährt. So ist die Arbeitslosigkeit in 
der Arbeitslosenversicherung zwischen 2005 
und 2016 um 1,3 Mio. auf 822.000 gesunken 
(Bundesagentur für Arbeit, 2017b).

Meist sind andere Ursachen anzugehen, um 
Langzeitarbeitslosigkeit zu beseitigen: Insbe-
sondere in der Grundsicherung sind z. B. oft-
mals vorrangig Gesundheits- oder Schulden-
probleme zu lösen, damit Arbeitslose wieder 
den Kopf frei haben für eine Beschäftigungs-
aufnahme. Dann macht Qualifizierung (noch) 
keinen Sinn.

Auch bei alleinerziehenden Frauen, die mit 
über 18 % deutlich überproportional von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind (Angabe für 
2016; Bundesagentur für Arbeit, 2017c), ist 
meist nicht fehlende Qualifikation, sondern 
regelmäßig fehlende Kinderbetreuung der 
größte Hemmschuh gegen die Aufnahme 
einer Beschäftigung.

QUALIFIZIERUNG ist wichtig – 
aber KEIN ALLHEILMITTEL gegen 
ARBEITSLOSIGKEIT
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DREI VIERTEL DER ARBEITS­
LOSEN IM SGB III SIND 
HOCH- ODER MITTEL­
QUALIFIZIERT
Qualifikation der Arbeitslosen in der 
Arbeitslosenversicherung (SGB III), 
in % (Jahresdurchschnitt 2016)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2017a
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„HARTZ IV“ ist ein erfolgreicher BEITRAG 
zum ABBAU DER LANGZEITARBEITS­
LOSIGKEIT

hat, so zeigt sich, dass gerade die Bedürftigs-
ten zu den „Gewinnern“ der Reform gehören. 
Insbesondere ehemalige Sozialhilfeempfän-
ger, Alleinerziehende und Paare mit Kindern 
erhielten nach der Reform mehr Transfers 
(IW Köln, 2014). Gleichzeitig wurden mit der 
Reform Sicherungslücken geschlossen, so 
waren z. B. vor der Reform viele damalige 
Sozialhilfeempfänger nicht kranken- und 
pflegeversichert, was bei Empfängern von 
„Hartz IV“ stets der Fall ist. 

Insgesamt betrachtet haben sich die arbeits-
marktbedingten staatlichen Ausgaben im 
Zuge der Einführung von „Hartz IV“ daher so-
gar um rund 3 Mrd. € erhöht (88,5 Mrd. € 2004, 
91,5 Mrd. € 2005; Deutsche Bundesbank, 
2015). Die teilweisen Leistungsverschlechte-
rungen für frühere Arbeitslosenhilfeempfän-
ger wurden durch Leistungsverbesserungen 
für frühere Sozialhilfeempfänger mehr als 
kompensiert. 
 
Hartz IV und die weiteren Arbeitsmarkt
reformen der Agenda 2010 haben vor allem 
wesentlich dazu beigetragen, dass die Lang-
zeitarbeitslosigkeit abgebaut wurde und 
mehr Menschen eine Beschäftigung auf-
genommen und sich damit aus der Bedürf-
tigkeit selbst herausgearbeitet haben. Die 
Langzeitarbeitslosigkeit hat sich von über 
2 Mio. im Jahr 2005 auf unter 1 Mio. im Jahr 
2016 mehr als halbiert (OECD, 2017b).

ZERRBILD

»Hartz IV hat viele 
Menschen in die 
Armut geführt.«

Kurzwahlprogramm der Partei 
DIE LINKE, 2017

→ Fortsetzung

Die Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende („Hartz IV“) war kein 
Sozialkürzungsprogramm. Vielmehr 

wurde durch „Hartz IV“ eine Mindestsiche-
rung für alle arbeitssuchenden Menschen 
nach einheitlichen Kriterien geschaffen. 
Dabei haben sich zwar manche schlech-
tergestellt als zuvor, viele aber auch besser. 
Simuliert man die Einkommenssituation vor 
und nach den Reformen, so wie es das Insti-
tut der deutschen Wirtschaft Köln 2014 getan 
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Leistungsansprüche für „Hartz-IV-Empfänger"

Regelbedarf: Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere 
Bedarfe für Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Hei-
zung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile sowie Bedarfe zur Teilnahme am 
sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft. Für Alleinstehende steigt der Regelbedarf 
zum 1. Januar 2018 auf 416 €.

Wohnkosten: Die Kosten für Unterkunft und Heizung werden grundsätzlich in Höhe der tatsäch-
lichen Aufwendungen erbracht, soweit sie angemessen sind. Das Jobcenter orientiert sich dabei 
am örtlichen Niveau der Mieten auf dem Wohnungsmarkt.

Mehrbedarfe: Im Einzelfall haben Leistungsberechtigte aufgrund besonderer Lebensumstände 
einen erhöhten Bedarf, der nicht durch den Regelbedarf gedeckt wird, z. B. bei Mehrbedarfen bei 
Alleinerziehenden, bei Schwangerschaft, bei Behinderung und bei kostenaufwändiger Ernährung, 
Umzugskosten und Mietkautionen, Leistungen für einmalige Bedarfe, wie z. B. Erstausstattun-
gen für Bekleidung und die Wohnung, oder Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung und 
Bildungs- und Teilhabeleistungen.

Bedarfe für Unterkunft und Heizung: Die Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
berücksichtigen bei der Erbringung des Arbeitslosengelds II auch Bedarfe für Unterkunft und 
Heizung in Höhe der angemessenen Aufwendungen. Dazu gehören auch die Nebenkosten wie 
z. B. Kosten für Kaltwasser- und Warmwasserversorgung.

Einmalige Leistungen: Auf Antrag können die Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
einmalige Leistungen gewähren. Möglich sind Zahlungen beispielsweise, wenn ein Haushalt zu 
gründen ist, die Geburt eines Kindes bevorsteht oder wenn die Versorgung mit orthopädischen 
Schuhen erforderlich ist. 

Kranken- und Pflegeversicherung: Leistungsberechtigte haben grundsätzlich Anspruch auf alle 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung und sozialen Pflegeversicherung.

Sozialintegrative Leistungen: Für Kinderbetreuung, Schuldner- und Suchtberatung, psycho
soziale Betreuung werden Kosten übernommen, soweit sie zur Eingliederung in das Erwerbsleben 
erforderlich ist.

Quelle: BMAS, 2017c
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Vor den Arbeitsmarktreformen der Agenda 
2010 bereits zu beobachtende Struktur
veränderungen in Richtung atypisch und nied-
rig entlohnter Beschäftigung haben sich auch 
seit 2005 nicht dauerhaft beschleunigt, teil-
weise wohl auch wegen der durch die Arbeits-
marktreformen verbesserten Beschäftigungs-

→ Fortsetzung

situation (Walwei, 2017). Im Gegenteil ist der 
Anteil sog. flexibler Beschäftigungsverhältnis-
sen gegenüber sog. Normalarbeitsverhältnisse 
sogar von 26 % im Jahr 2006 auf 23 % im Jahr 
2016 zurückgegangen (Statistisches Bundes-
amt, 2017).

DEUTSCHLAND BEIM ABBAU DER LANGZEITARBEITS­
LOSIGKEIT BESONDERS ERFOLGREICH
So viel Prozent der Erwerbspersonen sind langzeitarbeitslos.

Quelle: Eurostat, 2017
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In der Öffentlichkeit wenig beachtet, aber 
auch ein Teil der Sozialversicherung, ist 
die allein von den Arbeitgebern finanzier-

te gesetzliche Unfallversicherung. Mit einem 
durchschnittlichen Beitragssatz von 1,2 % 
und einem Umlagesoll der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften von 11,2 Mrd. € (2016) 
trägt auch sie zur Gesamtbeitragslast und 
den Lohnzusatzkosten bei. Immerhin 5,5 % 
aller Sozialversicherungsbeiträge der Arbeit-
geber entfallen auf die gesetzliche Unfall
versicherung (BMAS, 2017a).

Anders als in der Renten- und Krankenver-
sicherung hat es in der gesetzlichen Unfall-
versicherung seit ihrer Einführung noch nie 
ausgabensenkende Strukturreformen gege-
ben. Stattdessen hat sich die Unfallversiche-
rung im Laufe der Jahrzehnte zunehmend 
von ihrer anfänglichen Zielsetzung entfernt: 
Ursprünglich wurde die gesetzliche Unfallver-
sicherung eingeführt, um die Arbeitgeber von 
ihrer zivilrechtlichen Haftung gegenüber ihren 
Beschäftigten bei Arbeitsunfällen zu befreien. 

Arbeitgeber zahlen MILLIARDEN für 
NICHT ARBEITSBEDINGTE SCHÄDEN

Heute erbringt die Unfallversicherung jedoch 
auch viele teure Leistungen, für die die Arbeit-
geber zivilrechtlich gar nicht haften müssten:

yy Wegeunfälle (Unfälle auf dem Weg von 
und zur Arbeit): Von den von Berufs
genossenschaften übernommenen Kos-
ten für Heilbehandlung und finanzielle 
Kompensation entfiel im Jahr 2016 rund 
ein Viertel auf Wegeunfälle;

yy Arbeitsunfälle unter Alkohol- und Drogen-
konsum (Ausnahmen u. a. bei Vollrausch);

yy Arbeitsunfälle, die andere Arbeitnehmer 
verursachen;

yy Volkskrankheiten, die als Berufskrank-
heiten entschädigt werden (z. B. Rücken-
schmerzen).

Kosten für Heilbehandlung und 
finanzielle Kompensation 2016, 
in Mrd. € 

UNFALLVERSICHERUNG

Quelle: DGUV (Hochrechnung), 2017

Arbeitsunfälle Wegeunfälle

5,497

1,813
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